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E s gibt sie noch, die Politiker mit 
Visionen und Utopien. Der am-
tierende ägyptische Staatspräsi-
dent Abdel Fatah Al-Sisi ist ei-
ner von ihnen: »Wenn der Preis 
für den Fortschritt und den 

Wohlstand der Nation darin besteht, zu hun-
gern und zu verdursten, dann lasst uns nicht 
essen und trinken«, verkündete er Ende Sep-
tember lautstark bei einer Wahlveranstaltung 
aus seiner neuen Verwaltungshauptstadt, die 
seit 2015 mitten in der ägyptischen Wüste ent-
steht. Ist das noch gesunder Größenwahn eines 
sich im Personenkult weidenden Präsidenten 
oder schon blanker Zynismus gegenüber der 
eigenen Bevölkerung? Die ärmsten unter ih-
nen leiden wegen der schweren Wirtschaftskri-
se real an Hunger, ein Drittel der Bevölkerung 
lebt nach offiziellen Zahlen in Armut.

Al-Sisi zeigt sich gerne als Macher, der die 
Probleme mit Entschlossenheit in die Hand 
nimmt, häufig mit dunkler Sonnenbrille und in 
steifer soldatischer Haltung, die der ehemalige 
General augenscheinlich nicht los wird. Auch 
die Rolle des sorgenden Landesvaters, der sich 
um das Wohl seine Bürger kümmert, spielt er 
gerne. Im Blick hat er dabei zuallererst die Na-
tion und seinen eigenen Ruhm. Ab Sonntag 
muss er sich der Wiederwahl stellen. Vom 10. 
bis 12. Dezember sind die Ägypterinnen und 
Ägypter aufgerufen, ihren neuen Staatschef zu 
bestimmen, der bis 2030 regieren soll. Aber 
machen Wahlen überhaupt Sinn, wenn der Sie-
ger schon feststeht? Das fragen sich viele Be-
obachter, die auf die anstehende Wahl eines 
neuen ägyptischen Präsidenten schauen. Da-
bei ist jedem klar: Der Amtsinhaber Abdel Fat-
tah Al-Sisi (69) wird sich selbst beerben. Er gilt 
als unschlagbar in einem gelenkten politischen 
System, das Überraschungen ausschließt. Die 
drei anderen Kandidaten sind nicht viel mehr 
als Staffage, um zumindest den Eindruck zu 
erwecken, man könne tatsächlich zwischen 
verschiedenen Alternativen auswählen. Al-Si-
si darf überhaupt nur zum dritten Mal als Präsi-
dentschaftskandidatin antreten, weil 2019 die 
Verfassung geändert wurde; dazu wurde die 
Amtszeit von vier auf sechs Jahre verlängert. 
Bei der vorangegangenen Wahl im Jahr 2018 
trat Al-Sisi gegen nur einen Gegenkandidaten 
an und wurde mit offiziell 97 Prozent der Stim-
men wiedergewählt.

Auch diesmal ist ein ähnliches Ergebnis zu 
erwarten. Die einzige Überraschung könnte die 
Wahlbeteiligung werden: Bei einer Bevölke-
rung von rund 110 Millionen Menschen dürfen 
geschätzt 65 Millionen ihre Stimme abgeben, 
generell ist aber davon auszugehen, dass die 
Wählerinnen und Wähler zuhause bleiben. »Ich 
erwarte, dass die Wahlbeteiligung bei den be-
vorstehenden Präsidentschaftswahlen weiter-
hin niedrig sein wird und nicht mehr als 50 Pro-
zent der Wahlberechtigten ausmachen wird«, 
sagte der ägyptische Politikwissenschaftler und 
Analyst Scherif Mohay El-Din gegenüber der in 
London ansässigen Nachrichtenwebseite »The 
New Arab«. Er rechnet damit, dass die Stimm-
enthaltung das dominierende Wahlverhalten 
sein werde. »Es ist die dritte Präsidentschafts-
wahl, bei der Al-Sisi kandidiert, und das Prob-
lem seines De-facto-Sieges ist weithin bekannt.«

Die zentrale Lenkung der Wahl, um einen 
demokratischen Anstrich zu wahren, macht die 
ägyptische Journalistin und Analystin deutlich. 
Sie schreibt auf X (vormals Twitter): »Ein Obst-
verkäufer in Kairo sagt mir, dass es bei den be-
vorstehenden Wahlen eine große Wahlbeteili-
gung geben wird, nicht weil wir wählen gehen 
wollen, sondern weil es Pflicht sein wird. Alle 

Staatsbediensteten werden gezwungen zu ge-
hen. Es spielt keine Rolle, wen sie wählen. Sie 
müssen nur auftauchen.« Sie erwartet »Busla-
dungen von fahnenschwenkenden Regierungs-
angestellten, die zu den Wahllokalen gebracht 
werden.«

Der mittlerweile in Berlin lebende ägypti-
sche Wissenschaftler und Aktivist Hossam El-
Hamalawy geht davon aus, dass nur noch Ar-
meekreise Al-Sisi unterstützen und geht dabei 
von mehreren Tausend Unterstützern aus. »Zwi-
schen 2013 und 2015 gab es noch genuine Un-
terstützung, als Al-Sisi eine rosige Zukunft ver-
spach, Sicherheit und die Wiederbelebung der 
Wirtschaft«, sagt er gegenüber dem »nd«. Das 
habe sich grundlegend geändert. Alle Demons-
trationen und Kundgebungen für die Regierung 
seien orchestriert von den Sicherheitsdiensten 
und den Ministerien, die ihre Mitarbeiter dazu 
verpflichten würden, daran teilzunehmen. Im 
Oktober sei eine vom Regime gelenkte Veran-
staltung in Matruh am Mittelmeer in Westägyp-
ten jedoch ins Gegenteil umgeschlagen, erzählt 
El-Hamalawy, weil die Leute plötzlich Slogans 
gegen den Staat gerufen hätten.

Wie groß die Manipulation der Wahl ist zeigt 
sich auch daran, dass der einzige chancenrei-
che Oppositionspolitiker Ahmed Al-Tantawi mit 
juristischen Mitteln daran gehindert wurde, als 
Präsidentschaftskandidat anzutreten. Ein ge-
gen Tantawi angestrengter Prozess ist nun auf 
Januar vertagt worden. Gegen Al-Tantawi so-
wie einige seiner Mitarbeiter wurde Anfang No-
vember ein Verfahren eröffnet. 21 Mitarbeiter 
wurden in Haft genommen.

Um zur Wahl zugelassen zu werden, mussten 
potenzielle Kandidaten, 25 000 Unterschriften 
von Wählern sammeln oder die Unterstützung 
von 20 Abgeordneten bekommen. Al-Tantawi 
verfehlte diese Ziele. Seine Kampagne rief des-
halb dazu auf, inoffizielle Unterstützer-Briefe 
zu schreiben. Dem ehemaligen Abgeordneten 
und seinen Mitarbeitern wird jetzt vorgewor-
fen, die Unterstützer-Papiere ohne Genehmi-
gung der Wahlbehörde gedruckt und in Um-
lauf gebracht zu haben.

Der 44-jährige Tantawi – ein offener Kriti-
ker der Herrschaft von Al-Sisi – beschuldigt die 
Regierung, seine Anhänger zu schikanieren, sie 
an der Einreichung von Kandidaturen zu hin-
dern und sein Telefon abzuhören. Dutzende sei-
ner Anhänger wurden nach Angaben von Men-
schenrechtsgruppen festgenommen. Ein Bericht 
des Citizen Lab der Universität Toronto ergab, 
dass Tantawis Telefon zwei Jahre lang abgehört 
wurde. Dem Bericht zufolge steckt Kairo »mit 
hoher Wahrscheinlichkeit« hinter dem Hack.

Human Rights Watch (HRW) hat Al-Si-
si wiederholt vorgeworfen, die schlimmste 
Kampagne gegen die Menschenrechte in der 
modernen Geschichte des Landes zu leiten. 
Geschätzt 60 000 politische Gefangene sol-
len in Haft sein, nach anderen Schätzungen 
zwischen 20 und 30 000. Die katastrophale 

Menschenrechtslage in Ägypten ist hinläng-
lich dokumentiert. Laut eines Amnesty-Be-
richts vom Januar 2021 über die Haftbedin-
gungen in ägyptischen Gefängnissen wird den 
Gefangenen gezielt die Erfüllung von Grund-
bedürfnissen verwehrt. Schätzungen ägypti-
scher Menschenrechtsgruppen zufolge sind 
seit 2013 Hunderte Menschen in Gewahrsam 
gestorben. Die Repressionen gegen die breite 
Masse der Bevölkerung hätten sich sogar ver-
schlimmert, sagt Hussein Baoumi, der für Am-
nesty International zur Menschenrechtslage in 
Ägypten arbeitet.

Al-Sisi ist ein erfahrener Menschenrechtsver-
brecher: 2013 war er als Verteidigungsminister 
der Anführer des Putsches gegen den gewähl-
ten Präsidenten Mohammed Mursi. Er habe die 

Tötung von mindestens 1150 Putschgegnern an 
einem Tag genehmigt, schreibt die Nachrich-
tenwebseite »Middle East Eye«. Keiner der Mi-
litärs oder Polizisten sei für die Morde ange-
klagt worden.

Al-Sisi wird nach seiner absehbaren Wie-
derwahl mit der schweren Wirtschaftskrise zu 
kämpfen haben. Das Land ist hochverschul-
det, rund 160 Milliarden Dollar, und steckt die 
Kredite des Internationalen Währungsfonds in 
große Prestigeobjekte wie der neuen Verwal-
tungshauptstadt oder einem Hochgeswchindig-
keitseisenbahnnetz, für das Siemens den Zu-
schlag erhalten hat.

»Deutschland hat Exportkreditgaran-
tien, sogenannte Hermesbürgschaften, aus-
gesprochen für Siemens-Geschäfte mit Gas-

kraftwerken und dem Bahnnetz. Es wäre 
ein Hebel um Verbesserungen der Men-
schenrechtslage einzufordern, bevor man 
weitere Kreditgarantien verspricht«, sagt 
Anna Schwarz, Referentin für Nordafrika 
bei der Heinrich-Böll-Stiftung, gegenüber 
dem »nd«.

»Die EU müsste auf eine gemeinsame 
Politik hinwirken und die Menschenrechts-
frage in den Blick nehmen. Aber außenpo-
litische Entscheidungen der EU müssen ein-
stimmig getroffen werden. Eine gemeinsame 
Politik bei Rüstungsexporten wäre wün-
schenswert.« So verkaufe Italien beispiels-
weise Kleinwaffen an Ägypten, aber es sei 
schwierig, mit einer rechtsnationalistischen 
Regierung in Rom darüber zu verhandeln.
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A b Sonntag wählen Ägypterinnen und 
Ägypter einen neuen Präsidenten. Drei 
Tage lang können in dem 110-Milli-

onen-Einwohner-Land Stimmen für die vier 
antretenden Kandidaten abgegeben wer-
den. Im Straßenbild von Kairo deutet aller-
dings nur wenig darauf hin, dass die Amts-
zeit von Staatspräsident Abdel Fatah Al-Sisi 
enden könnte. Plakate des seit der Absetzung 
des damals amtierenden islamistischen Präsi-
denten Mohamed Morsi regierenden Armee-
generals sind seit 2013 an vielen Straßen-
kreuzungen und in öffentlichen Gebäuden 
omnipräsent. Nun sind noch einige Wahlpla-
kate dazu gekommen. Bilder der drei ande-
ren, öffentlich kaum bekannten, Kandidaten 
findet man kaum.

Der logistische Aufwand für die Abstim-
mung in dem bevölkerungsreichsten Land 
der arabischen Welt ist immens. 9400 Wahl-
lokale wurden eingerichtet und werden von 
15 000 Justizmitarbeitern überwacht, die Ar-
mee und Polizei rücken im ganzen Land aus. 

Vor allem auf der an den Gazastreifen angren-
zenden Sinai-Halbinsel und an der südlichen 
Grenze zu dem Bürgerkriegsland Sudan ist die 
Lage angespannt.

Bei den vergangenen Präsidentschafts-
wahlen im Jahr 2014 hatte Al-Sisi über 97 
Prozent der Stimmen erhalten. Politische Be-
obachter werden nach der für dem 18. De-
zember erwarteten Bekanntgabe der Ergeb-
nisse wohl weniger das Wahlergebnis als die 
Höhe der Wahlbeteiligung als Gradmesser für 
die Zustimmung zu Al-Sisi werten. Sollte Al-
Sisi weniger als die Hälfte der Stimmen erhal-
ten, wäre ein zweiter Wahlgang erforderlich.

Ernsthafte Konkurrenten Al-Sisis konn-
ten an den Wahlen nicht teilnehmen, weil sie 
sich im Gefängnis befinden oder auf ihren Pro-
zess warten. Die Menschenrechtsorganisation 
Human Rights Watch schätzt die derzeitige 
Zahl der politischen Gefangenen im Land auf 
17 000. Und so versuchten Farid Zahran von 
der Sozialdemokratischen Partei Ägyptens, 
Abdel-Sanad Yamama von der neu gegründe-
ten Wafd-Partei und Hazem Omar von der Re-
publikanischen Volkspartei über soziale Me-

dien dezent für sich zu werben. Allzu scharfe 
Kritik an der Regierung, dem Präsidenten oder 
der Armee, selbst als Post in sozialen Medien, 
endet schnell in einem Haftbefehl durch die 
Staatsanwaltschaft. Die seit 2013 andauernde 
Dominanz des politischen Lebens durch Al-Si-
si und der hinter ihm stehenden Armee lässt 
bisher keine tragfähige politische Opposition 
zu seinem Regime zu, klagen ins Exil geflohe-
ne Aktivisten. Kaum jemand wagt öffentliche 
Kritik, um einen Besuch der in Ägypten ver-
bliebenen Familie nicht zu gefährden.

Kritische Stimmen über das bereits abseh-
bare Ergebnis der Wahlen sind auch in den 
Cafes und auf den Straßen Kairos eher die 
Ausnahme. Die seit der Corona-Epidemie 
schwächelnde Wirtschaft befindet sich seit 
Anfang vergangenen Jahres im freien Fall. 
Das ägyptische Pfund hat seit März 2022 
mehr als die Hälfte des Wertes verloren, was 
die Importe verteuert. Kein Wunder, dass 
gleichzeitig die Verbraucherpreise deswegen 
exorbitant gestiegen sind – die Inflationsrate 
liegt inzwischen auf einem Rekordhoch von 
über 40 Prozent.

Die Analysten des US-amerikanischen 
Medienunternehmens Bloomberg haben 
Ägypten in ihrer Liste für Länder mit dro-
henden Staatsschuldenkrisen nach der Uk-
raine auf Platz zwei gesetzt. Ein Experten-
team des Internationalen Währungsfonds 
wartet auf eine Einladung für die viertel-
jährlich stattfindende Überprüfung des im 
vergangenen Jahr gewährten Drei-Milliar-
den Dollar-Darlehens. Eine der Bedingun-
gen war die bisher nicht umgesetzte Ein-
führung eines freien Wechselkurses. Bisher 
stützt die Zentralbank nach Möglichkeit das 
ägyptische Pfund. Ein weiterer Wertverfall 
könnte die größte Wirtschaftskrise in sozia-
le Proteste verwandeln. Ausgerechnet in der 
landesweiten und in allen gesellschaftlichen 
Schichten starken Solidarität innerhalb der 
Zivilbevölkerung sehen die Sicherheitskräf-
te eine Gefahr. Auslöser ist eine Pro-Palästi-
na-Demonstration am 20. Oktober auf dem 
Tahrir-Platz, auf denen einige Teilnehmer re-
gierungskritische Parolen skandierten, ähn-
lich wie 2011. Seitdem sind pro-palästinen-
sische Demonstrationen untersagt.

»Das Wichtigste an dieser Wahl ist die 
Zeit danach«, sagt Giuseppe Dentice, Leiter 
der Mena-Abteilung des Zentrums für Inter-
nationale Studien (ISPI). »Al-Sisi muss die 
Wirtschaftskrise bewältigen und gleichzei-
tig jegliche Kollateralschäden des Gaza-Krie-
ges verhindern. Der mögliche Massenexodus 
der Zivilbevölkerung aus dem Gazastreifen ist 
neben den mittlerweile leeren Sparbüchsen 
Hauptthema bei Treffen ägyptischer Familien 
oder enger Freunde. »Jede Beteiligung an der 
Vertreibung der Palästinenser aus Gaza ist für 
alle arabischen Herrscher eine große Gefahr«, 
sagt der Taxifahrer Mohamed und schaut auf 
sein Telefon, auf dem die israelischen Bom-
bardierungen praktisch rund um die Uhr live 
übertragen werden.

Der Einfluss des von dem katarischen Staat 
finanzierten Nachrichtensenders wird von den 
Regierenden in Kairo kritisch gesehen. Die in 
der katarischen Hauptstadt Doha residierende 
Hamas hält man in Kairo für einen Ableger der 
2013 abgesetzten Muslimbrüder und eine Ge-
fahr. Die mögliche dritte Amtszeit von Abdel 
Fatah Al-Sisi könnte seine schwerste werden.

Wahl ohne echte Auswahl: Abdel Fatah Al-Sisi wird in Ägypten Präsident bleiben

Ein Autokrat lässt sich wiederwählen
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Ein chinesischer Arbeiter auf der Baustelle des Geschäfts- und Finanzviertels in der Neuen Verwaltungshauptstadt, östlich von Kairo.

»Zwischen 2013 
und 2015 gab es 
noch genuine 
Unterstützung für 
Al-Sisi.«

Hossam El-Hamalawy   
Ägyptischer Wissenschaftler und Aktivist

Über Ägyptens Präsident Al-Sisi, seine Unterstützer und die Menschenrechtslage in dem Land

»…dann lasst uns nicht essen«
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